
Peichl, Andreas

Article

Steuerforschung: Sinnvolle Institutsgründung

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Peichl, Andreas (2021) : Steuerforschung: Sinnvolle Institutsgründung,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 101, Iss. 7, pp. 495-,
https://doi.org/10.1007/s10273-021-2952-z

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/237889

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-021-2952-z%0A
https://hdl.handle.net/10419/237889
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
495

Kurz kommentiert

fi schen Regelungen auf zentrale wirtschaftliche und soziale 
Zielgrößen in vielen wichtigen Bereichen nur Mutmaßungen.

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, fordert der 
Beirat, dass die Dateninfrastruktur für die Steuerpolitik so 
ausgebaut wird, dass die vorhandenen administrativen Ein-
zeldaten in geeigneter anonymisierter Form auch tatsächlich 
genutzt werden können. Darüber hinaus ist die Verfügbar-
keit der Mikrodaten der Steuerstatistik und die Möglichkeit 
zur Verknüpfung mit anderen Daten für die Abschätzung der 
realwirtschaftlichen Effekte der Besteuerung unverzichtbar. 
Die Einzeldaten der Steuerstatistik bieten in Bezug auf Da-
tenqualität und Datenabdeckung große Vorteile im Vergleich 
zu anderen Datenquellen und können vergleichsweise kos-
tengünstig und ohne zusätzliche Belastung der Steuerzah-
ler bereitgestellt werden. Es bestehen jedoch rechtliche und 
faktische Hürden für die Verknüpfung verschiedener Daten-
sätze. Dies ist nicht nur aus Sicht der Forschung schade, 
denn Verknüpfungen über Datensätze hinweg erlauben auch 
Qualitätskontrollen und Kostensenkungen für administrati-
ve Prozesse. Der Normenkontrollrat hat in einem Gutachten 
festgestellt, dass von den über 200 Registern in Deutschland 
die wenigsten untereinander verknüpft sind. Eine Moder-
nisierung und Digitalisierung würde einmalig rund 2,5 Mrd. 
Euro kosten. Gut investiertes Geld, denn das Entlastungspo-
tenzial beziffert der Rat auf 6 Mrd. Euro pro Jahr!

Für eine durchgreifende und nachhaltige Verbesserung der 
Dateninfrastruktur für die Steuerpolitik schlägt der Beirat in 
seinem Gutachten drei Maßnahmenpakete vor: Erstens soll-
te ein eigenes Forschungsdatenzentrum für Steuern einge-
richtet werden, das (anonymisierte) Einzeldaten auf Basis der 
Steuerstatistiken zur Verfügung stellt und das speziell für die 
besonderen Anforderungen der Steuerdaten ausgelegt ist. 
Zweitens sollten der Katalog der bestehenden Steuerstatis-
tiken erweitert und die einzelnen Statistiken verbessert wer-
den. Drittens sollten Verknüpfungsmöglichkeiten zwischen 
Statistiken geschaffen bzw. ausgeweitet werden. Es sollte 
eine Struktur geschaffen werden, die es erlaubt, Individual- 
oder Unternehmensdaten einer amtlichen Statistik mit ande-
ren nicht öffentlich zugänglichen Daten zu kombinieren.

Mit der Ankündigung des BMF zur Gründung des IefS 
werden diese Punkte nun aufgegriffen. Jetzt gilt es, die-
ser Ankündigung auch Taten folgen zu lassen. Doch die 
Datenlage ist in Deutschland nicht nur bei den Steuer-
daten ausbaufähig – wie die Corona-Pandemie leider 
eindrucksvoll gezeigt hat. Daher kann und sollte von der 
Gründung des neuen Forschungsinstituts auch Signalwir-
kung für andere Politikfelder ausgehen.
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Das Bundesfi nanzministerium (BMF) hat im Juni 2021 
bekannt gegeben, dass es beabsichtigt, ein Institut für 
empirische Steuerforschung (IefS) als unabhängige wis-
senschaftliche Einrichtung zu gründen und damit die wis-
senschaftliche Basis für die Politikberatung wesentlich zu 
stärken. Ziel der Gründung des Instituts ist zum einen die 
Verbesserung der Dateninfrastruktur im Bereich Steuern. 
Zum anderen soll empirische Forschung insbesondere 
zur evidenzbasierten Unterstützung des BMF gestärkt 
und vorangetrieben werden. In beiden Bereichen be-
stehen erhebliche Defi zite, die sich sowohl im Vergleich 
mit anderen Politikfeldern (z. B. im Bereich Arbeitsmarkt 
– siehe IAB) als auch im internationalen Vergleich auftun 
und die nun endlich behoben werden sollen.

Diese Ankündigung ist doppelt bemerkenswert: Zum einen 
bedeutet die Gründung dieses neuen Forschungsinstituts 
einen Meilenstein für die empirische Steuerforschung und 
zum anderen folgt das BMF damit direkt und ohne großes 
Zögern den Vorschlägen des wissenschaftlichen Beirats 
am BMF aus dem letzten Herbst. In der quantitativen Ana-
lyse der Besteuerung sind in den vergangenen Jahrzehn-
ten weltweit erhebliche Fortschritte gemacht worden. Bis in 
die 1980er Jahre war Finanzwissenschaft noch weitgehend 
theoretisch ausgerichtet. Seitdem hat die datenbasierte 
Auswertung weltweit ein immer größeres Gewicht gewon-
nen. Insbesondere wird heute in vielen Ländern anhand von 
Mikrodaten untersucht, welche Belastungswirkungen sich 
für Steuerzahler ergeben und welche Verhaltensreaktionen 
steuerliche Regelungen auslösen. Grundlage dieser Ent-
wicklung ist, dass der Wissenschaft Zugang zu anonymi-
sierten Mikrodaten der Steuerverwaltung gewährt wurde.

Der Beirat stellt in seinem Gutachten „Notwendigkeit, Po-
tenzial und Ansatzpunkte einer Verbesserung der Dateninf-
rastruktur für die Steuerpolitik“ jedoch fest, dass in Deutsch-
land erhebliche Defi zite bei der Bereitstellung von Einzelda-
ten der amtlichen Steuerstatistik bestehen. Das Potenzial 
für ein besseres Verständnis des Steuersystems und seiner 
Wirkungen und die Möglichkeiten für eine evidenzbasierte 
Politikberatung ist weitgehend ungenutzt. Zwar werden die 
bei Besteuerung zugrunde gelegten Sachverhalte längst 
digital erfasst. Die verfügbare Dateninfrastruktur wird aber 
den Anforderungen nicht gerecht. Daher gibt es über die 
Wirkungen des deutschen Steuersystems und seiner spezi-
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